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Satzung des Vereins „Bürger für Resse e.V.“ 
(zuletzt geändert durch Beschluss der Mitgliederversammlung vom 23.04.2015) 
 
 
§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr  
 
(1)  Der Verein führt den Namen „Bürger für Resse e.V.“. Er ist in das Vereinsregister 
eingetragen; 
(2)  Der Verein hat seinen Sitz in 30900 Wedemark/OT Resse; 
(3)  Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
§ 2 Zweck und Aufgaben 
 
Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 
des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke- der Abgabenordnung“). Zweck des 
Vereins ist die Jugend- und Altenhilfe, die Förderung der Erziehung und Volksbildung 
sowie die Förderung des Naturschutzes im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes 
und der Naturschutzgesetze des Landes Niedersachsen und die Förderung von 
Kunst und Kultur. 
 
Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch: 

(1) Die Förderung der Ansiedlung altersgerechten Wohnraums im Dorf, um 
älteren Mitbürgern so lange wie möglich ein Wohnen in gewohnter Umgebung 
zu ermöglichen: 

(2) Die Förderung von Jugendbegegnungsstätten und anderer Freizeitaktivitäten 
für Jugendliche im Dorf; 

(3) Die Förderung der den Ort umgebenden Naturschutzgebiete der 
Hannoverschen Moorgeest im Rahmen der Bundes- und 
Landesnaturschutzgesetze; 

(4) Die Entwicklung und Unterhaltung eines Naturlehrpfades im 
Landschaftsschutzgebiet Hannoversche Moorgeest zur Förderung des 
allgemeinen Naturschutzverständnisses; 

(5) Den Betrieb des Moorinformationszentrums der Region Hannover in 
Wedemark-Resse, Altes Dorf 1b mit der Maßgabe 

- der Durchführung von Informationsveranstaltungen zum Moor- und 
Klimaschutz; 

- der Förderung der Unterrichtung von Schulklassen, Jugendgruppen 
und Erwachsener zum Thema Moor- und Klimaschutz und anderer 
artverwandter Umweltthemen. 

(6) Die Förderung oder Durchführung von Ausstellungen, Lesungen und anderen 
kulturellen Veranstaltungen im Dorf; 

(7) Erhalt und Zugänglichmachung von Baudenkmalen im Dorf und 
Naturdenkmalen in der Umgebung des Dorfes, die von überregionaler 
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kulturhistorischer Bedeutung sind (zum Beispiel die Sicherung und Darstellung 
von Raseneisenstein-Fundstätten) sowie die Information hierüber; 

(8) Informationen und Veranstaltungen zum geschichtlichen Hintergrund des 
Dorfes und der umliegenden Region sowie die Förderung der Vermittlung des 
Wissens darüber an Kinder und Jugendliche. 

 
Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie wirtschaftliche Zwecke. 
 
§ 2 a  Verwendung der Mittel 
 
Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. 
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. Es darf keine 
Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. Betreibt der Verein 
Vermögensverwaltung sind die Ein- und Ausgaben getrennt vom sonstigen 
Vermögen des Vereins zu führen. 
 
§ 3  Erwerb der Mitgliedschaft 
 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden, die das 16. 
Lebensjahr vollendet hat. 

(2) Auf Vorschlag des Vorstandes kann die Mitgliederversammlung 
Ehrenmitglieder auf Lebenszeit ernennen. 

(3) Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher 
Aufnahmeantrag, der an den Vorstand zu richten ist. Bei Minderjährigen ist 
der Antrag auch von deren gesetzlichem Vertreter zu unterschreiben. Diese 
müssen sich durch besondere schriftliche Erkärung zur Zahlung der 
Mitgliedsbeiträge für den Minderjährigen verpflichten. 

(4) Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag nach freiem Ermessen. 
Bei Ablehnung des Antrages ist er nicht verpflichtet, dem Antragsteller die 
Gründe für die Ablehnung mitzuteilen. 

 
§ 4  Beendigung der Mitgliedschaft 
 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Ausschluss, Streichung von der 
Mitgliederliste oder Austritt aus dem Verein.  

(2) Der Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem Mitglied des 
Vorstandes. Bei Minderjährigen ist die Austrittserklärung durch die 
gesetzlichen Vertreter abzugeben. Der Austritt kann nur zum Ende eines 
Geschätsjahres erklärt werden, wobei eine Kündigungsfrist von zwei Monaten 
einzuhalten ist. 

(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes von der Mitgliederliste 
gestrichen werden, wenn es trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung mit der 
Zahlung von Mitgliedsbeiträgen oder Umlagen im Rückstand ist. Die 
Streichung darf erst beschlossen werden, wenn nach der Absendung der 
zweiten Mahnung zwei Monate verstrichen sind und in dieser Mahnung die 
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Streichung angedroht wurde. Der Beschluss des Vorstandes über die 
Streichung muss dem Mitglied mitgeteilt werden. 

(4) Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes aus dem Verein 
ausgeschlossen werden, wenn es schuldhaft in grober Weise die Interessen 
des Vereins verletzt. Vor der Beschlussfassung muss der Vorstand dem 
Mitglied Gelegenheit zur mündlichen oder schriftlichen Stellungnahme geben. 
Der Beschluss des Vorstandes ist schriftlich zu begründen und dem Mitglied 
zuzusenden. Gegen den Beschluss kann das Mitglied Berufung an die 
Mitgliederversammlung einlegen. Die Berufung ist innerhalb eines Monats 
nach Zugang des Beschlusses beim Vorstand einzulegen. Der Vorstand hat 
binnen eines Monats nach fristgemäßer Einlegung der Berufung eine 
Mitgliederversammlung einzuberufen, die abschließend über den Ausschluss 
entscheidet. 

 
§ 5  Mitgliederbeiträge 
 

(1) Es werden von den Mitgliedern Jahresbeiträge erhoben. 
(2) Höhe und Fälligkeit von Jahresbeiträgen und Umlagen werden von der 

Mitgliederversammlung festgesetzt. 
(3) Ehrenmitglieder können von der Pflicht zur Zahlung von Beiträgen und 

Umlagen befreit werden. 
(4) Der Vorstand kann in geeigneten Fällen Gebühren, Beiträge und Umlagen 

ganz oder teilweise erlassen oder stunden. 
 
§ 6  Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 
Die Mitglieder sind berechtigt, an den Veranstaltungen des Vereins teilzunehmen. 
Sie sind verpflichtet, die Ziele und Interessen des Vereins nach besten Kräften zu 
fördern. 
 
§ 7  Organe des Vereins 
 
Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung. Auf 
Beschluss der Mitgliederversammlung können weitere organisatorische 
Einrichtungen insbesondere Ausschüsse mit besonderen Aufgaben geschaffen 
werden.  
 
§ 8  Vorstand 
 

(1) Der Vorstand des Vereins im Sinne von § 26 BGB besteht aus dem 
Vorsitzenden, zwei stellvertretenden Vorsitzenden, dem Schatzmeister und 
dem Schriftführer. 

(2) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch zwei Mitglieder des 
Vorstandes vertreten. 

(3) Es können Beisitzer berufen werden. 
 
§ 9  Wahl und Amtsdauer des Vorstandes 
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(1) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei 
Jahren, gerechnet von der Wahl an, gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl 
des Vorstandes im Amt. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Zu 
Vorstandsmitgliedern können nur Mitglieder des Vereins gewählt werden. Mit 
der Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt eines 
Vorstandsmitglieds. 

(2) Scheidet ein Mitglied des Vorstandes vorzeitig aus, so kann der Vorstand für 
die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen einer Nachfolger wählen. 

 
§ 10  Sitzungen und Beschlüsse des Vorstandes 
 

(1) Der Vorstand beschließt in Sitzungen, die vom Vorsitzenden, bei dessen 
Verhinderung von einem stellvertretenden Vorsitzenden, einberufen werden; 
die Tagesordnung braucht nicht angekündigt zu werden. Die Einberufungsfrist 
beträgt 10 Tage. Die Frist beginnt mit dem auf die Absendung folgenden Tag.  

(2) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei seiner Mitglieder 
anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen. 

(3) Der Vorstand kann im schriftlichen Verfahren beschließen, wenn alle 
Vorstandsmitglieder dem zustimmen. 

(4) Über die Vorstandssitzung ist Protokoll zu führen. 
 
§ 11  Mitgliederversammlung 
 

(1) Die Mitgliederversammlung als das oberste Beschluss fassende Vereinsorgan 
ist grundsätzlich für alle Aufgaben zuständig, sofern bestimmte Aufgaben 
gemäß dieser Satzung nicht einem anderen Vereinsorgan übertragen wurde. 
Die Mitgliederversammlung wählt aus der Reihe der Mitglieder den Vorstand. 
Gewählt sind die Personen, die die meisten Stimmen auf sich vereinigen. Die 
Wahl findet auf Antrag geheim mit Stimmzetteln statt. 

(2) Die Mitgliederversammlung kann Mitglieder des Vorstandes abwählen. Hierzu 
benötigt sie in Abweichung von (1) die Mehrheit der Stimmen aller 
Vereinsmitglieder. 

(3) Die Mitgliederversammlung entscheidet über Anträge von Mitgliedern, die 
durch Vorstandsbeschluss ausgeschlossen werden sollen.  

(4) Die Mitgliederversammlung nimmt den jährlich vorzulegenden 
Geschäftsbericht des Vorstandes und den Prüfungsbericht der 
Rechnungsprüfer entgegen und erteilt dem Vorstand Entlastung. 

(5) Die Mitgliederversammlung entscheidet über den vom Vorstand jährlich 
vorzulegenden Haushaltsplan des Vereines. 

(6) Die Mitgliederversammlung hat Satzungsänderungen und Vereinsauflösungen 
zu beschließen. 

(7) Hier sind insbesondere die Jahresrechnung und der Jahresbericht zur 
Beschlussfassung über die Genehmigung und die Entlastung des Vorstandes 
schriftlich vorzulegen. Sie bestellt zwei Rechnungsprüfer, die weder dem 
Vorstand noch einem vom Vorstand berufenem Gremium angehören und 
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auch nicht angestellte des Vereins sein dürfen, um die Buchführung 
einschließlich Jahresabschluss zu prüfen und über das Ergebnis vor der 
Mitgliederversammlung zu berichten. Die Rechnungsprüfer haben Zugang zu 
allen BuchungsundRechnungsunterlagen des Vereines. Nach Ablauf von zwei 
Jahren darf nur einer der zuletzt bestellten Rechnungsprüfer erneut bestellt 
werden. 

(8) Die Mitgliederversammlung entscheidet auch über a) Aufgaben des Vereins; 
b) An- und Verkauf sowie Belastung von Grundbesitz; c) Beteiligung an 
Gesellschaften; d) Aufnahme von Darlehen ab Euro 50.000; e) 
Mitgliedsbeiträge; f) Satzungsänderungen; g) Auflösung des Vereins. 

(9) Sie kann über weitere Angelegenheiten beschließen, die ihr vom Vorstand 
oder aus der Mitgliederschaft vorgelegt werden. 

 
§ 12  Einberufung der Mitgliederversammlung 
 

(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal jährlich im ersten 
Halbjahr statt. Sie wird vom Vorstand unter einer Einhaltung einer Frist von 
zwei Wochen schriftlich unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist 
beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. 
Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die 
letzte vom Mitglied dem Verein schriftlich bekannt gegebene Adresse gerichtet 
ist. Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Die Einberufung der 
Mitgliederversammlung kann auch durch Veröffentlichung (in der 
Lokalzeitung) erfolgen; hierbei ist ebenfalls eine Frist von zwei Wochen 
beginnend mit dem Tag nach der Veröffentlichung einzuhalten. 

(2) Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor einer 
Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich eine Ergänzung des 
Tagesordnung beantragen. Der Versammlungsleiter hat zu Beginn der 
Mitgliederversammlung die Ergänzung bekannt zu geben. Über Anträge auf 
Ergänzung der Tagesordnung, die in Mitgliederversammlungen gestellt 
werden, beschließt die Versammlung. 

 
§ 13  Außerordentliche Mitgliederversammlung 
 
Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist vom Vorstand einzuberufen, wenn 
das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn ein Zehntel der Mitglieder dies 
beim Vorstand schriftlich unter der Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt. 
 
§ 14  Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 
 

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung 
von einem stellvertretenden Vorsitzenden oder dem Schatzmeister geleitet. Ist 
kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung den 
Versammlungsleiter. Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung für die Dauer 
es Wahlganges und der vorhergehenden Diskussion einem Wahlausschuss 
übertragen werden. Der Versammlungsleiter bestimmt einen Protokollführer. 
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(2) Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung 
muss schriftlich durchgeführt werden, wenn ein Drittel der erschienen 
stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt. 

(3) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Viertel 
sämtlicher Vereinsmitglieder anwesend ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist der 
Vorstand berechtigt, unter Verzicht auf die Ladungsfristen des § 12 umgehend 
eine zweite Mitgliederversammlung mit der gleichen Tagesordnung 
einzuberufen; diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienen Mitglieder 
beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen. 

(4) In der Mitgliederversammlung ist die Vertretung eines Mitglieds durch ein 
anderes Mitglied auch bei der Stimmabgabe zulässig, wobei jeweils nur ein (1) 
anderes Mitglied vertreten darf. Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse 
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; 
Stimmenthaltungen gelten als ungültige Stimmen. Zur Änderung der Satzung 
ist jedoch eine Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen, 
zur Auflösung des Vereins eine solche von neun Zehnteln erforderlich. 

(5) Eine Änderung des Zwecks des Vereins kann nur mit schriftlicher Zustimmung 
von neun Zehnteln aller Mitglieder beschlossen werden. Die schriftliche 
Zustimmung der in der Mitgliederversammlung nicht erschienen Mitglieder 
kann gegenüber dem Vorstand nur innerhalb eines Monats geklärt werden. 

(6) Bei Wahlen ist gewählt, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen 
Stimmen erhalten hat. Hat niemand mehr als die Hälfte der abgegebenen 
gültigen Stimmen erhalten, so findet zwischen den beiden Kandidaten, die die 
meisten Stimmen erhalten haben, eine Stichwahl statt. Gewählt ist dann 
derjenige, der die meisten Stimmen erhalten hat. Bei gleicher Stimmenzahl 
entscheidet das von dem Versammlungsleiter zu ziehende Los. 

(7) Über Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, 
das vom jeweiligen Schriftführer und Versammlungsleiter zu unterzeichnen ist.  

 
§ 15  Auflösung des Vereins 
 
Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter 
Zwecke, fällt das Vereinsvermögen an die Gemeinde Wedemark mit der Auflage, das 
Vereinsvermögen ausschließlich für die Förderung des Naturschutzes im Sinne des 
Bundesnaturschutzgesetzes und der Naturschutzgesetze der Länger sowie des 
Umweltschutzes einzusetzen. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer 
Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von neun Zehnteln der abgegebenen 
gültigen Stimmen beschlossen werden (§ 14 Abs. 4). Falls die 
Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der Vorsitzende und die 
stellvertretenden Vorsitzenden gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. 
 
§ 16  Datenschutz 
 

(1) Zur Erfüllung der Zwecke und Aufgaben des Vereines werden unter 
Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG) personenbezogene Daten über persönliche und sachliche 
Verhältnisse der Mitglieder im Verein gespeichert, übermittelt und verändert.  
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(2) Jeder Betroffene hat das Recht auf: 
a) Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten; 
b) Berichtigung über die zu seiner Person gespeicherten Daten wenn sie 

unrichtig sind; 
c) Sperrung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sich bei 

behaupteten Fehlern weder deren Richtigkeit noch deren Unrichtigkeit 
feststellen lässt; 

d) Löschung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn die 
Speicherung unzulässig war.                                                                  

(3) Den Organen des Vereins und allen Mitarbeitern des Vereins oder sonst für 
den Verein Tätigen ist es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu 
anderen als dem zur jeweiligen Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu 
verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu 
nutzen. Diese Pflicht besteht auch über das Ausscheiden der oben genannten 
Personen aus dem Verein hinaus. 

 
Wedemark, den 23.04.2015 

 
 
 
 
 

 
 
 

  
 

 
 
 
 


